
  

(Eingang bei der Landesregierung am .2023) 

  .2023 

Kleine Anfrage  

8/ 
 

öffentlich 

Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung 

– 

 
Mitglied des Landtages Eva von Angern (DIE LINKE) 

 

 

Ahndung von Verstößen gegen die Straßenverkehrsordnung (StVO) durch Fahrer*innen 

von Dienstwagen der Landesregierung in Sachsen-Anhalt 

 

Der MDR Sachsen-Anhalt berichtete am 05. Februar 2023 unter der Überschrift „Rasen ohne 

Konsequenzen - Warum Fahrer von Ministerautos teilweise keine Knöllchen bekommen“1 

folgendes: „Als Fahrer einer Ministerlimousine darf der Fuß auf dem Gas schon mal fester 

sein, im Zweifel drohen kaum Konsequenzen. In manchen Fällen können die Landesministe-

rien selbst entscheiden, ob der Fahrer der Polizei oder dem Ordnungsamt gemeldet werden 

oder nicht. … So können auch wiederholte Verstöße ohne Konsequenzen bleiben.“ 

 

Ich frage die Landesregierung:  

 

1. In wie vielen Fällen betrieb die Polizei oder Ordnungsämter in den Jahren 2019 bis 

2022 aufgrund von Verstößen gegen die StVO durch Dienstwagen der Landesregie-

rung des Landes Sachsen-Anhalt Fahrermittlungen gegenüber der Staatskanzlei be-

ziehungsweise Ministerien des Landes, indem sie den/die entsprechenden Halter/in 

anschrieben und um die Benennung des/der Fahrers/in baten? Wie viele Halteran-

fragen gab es? 

(Bitte differenziert nach Jahren sowie Staatskanzlei beziehungsweise Ministerium des 

Landes Sachsen-Anhalt auflisten.) 

 

2. Um welche Verstöße gegen die StVO hat es sich dabei im Einzelnen gehandelt? 

(Bitte differenziert nach Jahren sowie Staatskanzlei beziehungsweise Ministerium des 

Landes Sachsen-Anhalt auflisten.) 

 

 
1 https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt/landespolitik/fahrer-von-ministern-weniger-knoellchen-

100.html  

https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt/landespolitik/fahrer-von-ministern-weniger-knoellchen-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt/landespolitik/fahrer-von-ministern-weniger-knoellchen-100.html
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3. In wie vielen Fällen wurde der/die Fahrer/in eines Dienstwagens der Landesregierung  

durch die Staatskanzlei beziehungsweise das entsprechende Ministerium der Polizei 

oder dem Ordnungsamt im unter Ziffer 1 erfragten Zeitraum gemeldet? 

(Bitte differenziert nach Jahren sowie Staatskanzlei beziehungsweise Ministerium des 

Landes Sachsen-Anhalt auflisten.) 

 

3.1 Auf welchem Weg und mittels welcher Belege wurde der/die Fahrer/in im jeweils 

konkreten Fall festgestellt? 

 

3.2 Sind der Landesregierung diesbezüglich Fälle bekannt, bei denen es zu wiederhol-

ten Verstößen und damit entsprechenden Meldungen gekommen ist (Wiederho-

lungstäter)? Wenn ja, wie oft? 

 

4. In wie vielen Fällen wurde der/die Fahrer/in eines Dienstwagens der Landesregierung  

durch die Staatskanzlei beziehungsweise das Ministerium der Polizei oder dem Ord-

nungsamt im unter Ziffer 1 erfragten Zeitraum nicht gemeldet, so dass es folglich zu 

einer Nicht-Weitergabe von Fahrerdaten kam?  

(Bitte differenziert nach Jahren sowie Staatskanzlei beziehungsweise Ministerium des 

Landes Sachsen-Anhalt auflisten.) 

 

4.1 Aus welchen detaillierten Gründen und auf welcher gesetzlichen Grundlage er-

folgte keine entsprechende Meldung trotz Halteranfrage? 

 

4.2 Welchen Stellenwert bei der Entscheidung über die Halteranfrage nehmen aus 

Sicht der Landesregierung hierbei die schutzwürdigen Interessen der Fah-

rer*innen ein? 

 

4.3 Um welche schutzwürdigen Interessen der hauptberuflichen Fahrer*innen han-

delt es sich dabei im Einzelnen? 

 

5. Betrifft die Anordnung von Übermittlungssperren in den Fahrzeugregistern nach § 41 

Abs. 1 Straßenverkehrsgesetz (StVG) sämtliche Fahrzeuge der Landesregierung in 

Sachsen-Anhalt?  

 

5.1 Wenn nicht, wie viele und welche Fahrzeuge der Staatskanzlei beziehungsweise 

der Ministerien des Landes unterliegen einer sogenannten Übermittlungssperre? 

 

6. Wie begründet die Landesregierung die Notwendigkeit des  Bestehens eines erhebli-

chen öffentlichen Interesses gegen die Offenbarung der Halterdaten im Einzelnen, 

wie im § 41 StVG vorausgesetzt? 
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7. Gibt es zwischen der Staatskanzlei beziehungsweise den Ministerien eine Abstim-

mung oder einen Leitfaden bezüglich eines einheitlichen Vorgehens im Fall von Hal-

teranfragen zu Dienstwagen der Landesregierung? 

 

8. Ist der Landesregierung bekannt, wie in anderen Bundesländern mit Halteranfragen 

bei Verstößen gegen die Straßenverkehrsordnung (StVO) durch Fahrer*innen von 

Dienstwagen der Landesregierung umgegangen wird? Befindet man sich diesbezüg-

lich im Erfahrungsaustausch? 

 


